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Drucksache 661 


Der Bundesminister für Verteidigung 

VR I 2 ~ Az.; 01-02-02-04 


Bonn, den 18. November 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Reden des Generalinspekteurs der Bundeswehr, General 
Heusinger 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 622 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 5. November 1958 
beantworte ich namens der Bundesregierung wie folgt: 


Zu 1. 

Der Generalinspekteur der Bundeswehr, General Heusinger, hat 
auf Einladung am 6. Juni auf einer Arbeitstagung des Evange- 
lischen Arbeitskreises der Christlich-Demokratischen/Christlich- 
Sozialen Union einen Vortrag über die strategische Weltlage 
gehalten und zu militärischen Fragen der Verteidigung Stellung 
genommen. 


Gleiche Vorträge wurden bereits von ihm gehalten 


in Hamburg 
in Hannover 

in Düsseldorf 
in Schloß Auel 

in München 


vor Hansa-Club 
vor Vertretern der Regie- 
rung und des öffent- 
lichen Lebens 

vor Deutsch-Französischem 
Kreis 

vor Politischem Seminar der 
Staatsbürgerlichen Ver- 
einigung 

vor Wirtschaftsbeirat. 


Zu 2. 

Der angeführte Absatz ist in dem Vortrag des Generalinspek- 
teurs nicht enthalten. Der Vortrag wurde auf Tonband auf- 
genommen. 
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Die Ausführungen des Generalinspekteurs wurden in einer 
durch die Pressestelle der Arbeitstagung verfaßten gekürzten 
Fassung anschließend an den Vortrag an die Presse verteilt. 
Der angeführte Passus ist auch darin nicht enthalten. 

Der von General Heusinger veröffentlichte Aufsatz „Mili- 
tärische Fragen der Verteidigung", in welchem der erwähnte 
Passus enthalten ist, erschien nach der Wahl in [Nordrhein- 
Westfalen. 

Zu 3. 

Wie aus der Antwort zu Nr. 1 hervorgeht, hat der General- 
inspekteur der Bundeswehr auf einer Arbeitstagung des Evan- 
gelischen Arbeitskreises zu militärfachlichen Fragen gesprochen 
und nicht auf einer Wahlversammlung. Eine diskriminierende 
Ausdrucksweise kann auch in dem Passus seines Aufsatzes 
nicht gesehen werden. 

Zu 4. 

Der Soldat hat die gleichen staatsbürgerlichen Rechte wie 
jeder andere Staatsbürger (§ 6 Satz 1 des Soldatengesetzes). 
Dazu gehört auch das Recht der freien Meinungsäußerung. 
Das gilt für den Generalinspekteur genau so wie für jeden 
Soldaten. 

Den in Nr. 2 der Anfrage zitierten Absatz aus dem Aufsatz 
hat der Generalinspekteur in Ausübung dieses Rechtes ge- 
schrieben. Er hat damit die Grenzen der Zurückhaltung, die 
nach § 10 Abs. 6 des Soldatengesetzes vom Vorgesetzten ge- 
fordert wird, nicht verletzt. Das Vertrauen der Soldaten dem 
dienstältesten Soldaten der Bundeswehr gegenüber ist da- 
durch nicht erschüttert, sondern eher gefestigt worden, denn 
sie konnten mit Recht gerade von ihm in dieser Frage eine 
klare Stellungnahme erwarten. Die Achtung fremder An- 
schauungen wird hiervon nicht berührt. Der Generalinspekteur 
hat sogar an einer anderen Stelle in seinem Vortrag ausdrück- 
lich erklärt, daß alle Gedanken über Abrüstung, verdünnte 
Zone, Sicherheitsbündnis im mitteleuropäischen Raum, atom- 
freie Zone usw. das gleiche Ziel verfolgen, wie die Soldaten es 
haben: die Erhaltung des Friedens. Die Auffassungen scheiden 
sich aber in dem Weg zu diesem Ziel. Wörtlich: „Wir Soldaten 
treffen uns in diesem Ziel mit den Männern, die diese Auf- 
fassungen vertreten. Das gilt aber nicht für den Weg, der 
gegangen werden muß, um zu diesem Ziel zu gelangen". 

Zu 5. 

a) General Heusinger hat bei seiner Schlußbesprechung in 
Bergen-Hohne keine der angezogenen Äußerungen gemacht. 
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b) Bei der Schlußbesprechung ist weder von General Heusinger 
noch von einem anderen Sprecher ein Vergleich zwischen 
den Aufgaben der Bundeswehr und denen der Wehrmacht 
von 1939 gezogen worden. 

Im Zusammenhang mit einer Darstellung der Entwicklung 
der Panzerwaffe wurde lediglich von anderer Seite gesagt 
(Wiedergabe nach wörtlich vorgelesenem Manuskript) : 

„Ich glaube, daß man heute mit Recht sagen kann, daß die 
späteren großen Erfolge der Panzer- Verbände des deutschen 
Heeres bewiesen haben, daß die Planungen des Friedens- 
jahres 1935 richtig waren" 

und an anderer Stelle : 

„Man vergißt dabei meist die nicht aus der Welt zu schaf- 
fende Tatsache, daß wir über 10 Jahre keine Soldaten ge- 
habt haben und daß wir auf allen Gebieten von vorn be- 
ginnen mußten. Das ist im allgemeinen kein Schade, aber 
es dauert länger. Es darf vielleicht in diesem Zusammen- 
hang darauf hingewiesen werden, daß der Aufbau der so- 
genannten Wehrmacht, der im wesentlichen 1933 begann, 
im Jahre 1939 keineswegs beendet war. Die Verbände 
standen beim Beginn des Krieges nicht so da, wie es aus 
militärischer Sicht erwünscht gewesen wäre. Dabei basierte 
das damalige Heer auf dem sehr gut ausgebildeten 100000- 
Mann-Heer und war auch sonst keinen Einschränkungen 
unterworfen, wie dies heute der Fall ist. 

Ich glaube, wir können unter den gegebenen Verhältnissen 
mit dem nach 2^/2 Jahren Erreichten zufrieden sein". 

c) Die Auskunft des Staatssekretärs Rust in der Fragestunde 
vom 29. Oktober 1958 stützt sich auf das Manuskript der 
Besprechungspunkte des Generalinspekteurs zu den Herbst- 
übungen. 

d) Die Auskunft beantwortet durchaus richtig den entscheiden- 
den Punkt der Frage des Abgeordneten Dr, Bücher. Es 
wurden keine Zusatzfragen gestellt, 


Strauß 
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